EAP 004-1/26/08-2001 En;

Sitzung der Gemeindevertretung;

N I E D E R S C H R I F T

aufgenommen anlässlich der durch Einzelladungen vom 5. Dezember 2001 einberufenen 

26. Sitzung der Gemeindevertretung am 14. Dezember 2001 um 16.00 Uhr im Sitzungssaal des Gemeindeamtes der Gemeinde Henndorf am Wallersee.

Anwesend:
Für die Österreichische Volkspartei:
Bürgermeister Rupert Eder, GR Dr. Wolfgang Leinberger, GR Johann Ebner, GR Theresia Fletschberger, GV Siegfried Düh, GV Johann Sommerer, GV Johann Schwaiger, GV Maria Paar, GV Johann Riedl;
Für die Sozialdemokratische Partei Österreichs:
Vizebgm. Walter Seidl, GR Herbert Thalhammer, GV Mag. Hilgedard Eisl, GV Dorothea Aberger, GV Franz Ortner, GV Ing. Helmut Aschenberger;

Für die Freiheitliche Partei Österreichs:
GR Herbert Größinger, GR Ing. Matthias Thalhamer, GV Bernhard Joham, GV Johann Kaindl;

Für das Liberale Bürgerliche Henndorf: 

GV Friedrich Weyrich; 
Nicht anwesend:
 GV Horst Göttlich – entschuldigt;

Schriftführer: VB Monika Enhuber;

Tagesordnung:
1. Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;

2. Fragestunde gem. § 32 lit. h GO 1994 und § 9 (6) der Geschäftsordnung der Gemeindevertretung Henndorf am Wallersee;

3. Gebühren, Steuern und Abgaben 2002 – Beratung und Beschluss;

4. Jahresvoranschlag 2002 – Beratung und Beschluss;

5. Verpachtung Parkflächen in der Dorfgasse – Beratung und Beschluss;

6. Probeweise Aufhebung der Kurzparkzone im Bereich Schule – Beratung und Beschluss;

7. Einzelbewilligung gem. § 24 Abs. 3 SROG 1998 Pz. 8/1, KG Hof – Beratung und Beschluss;

· 8.
Personelles;

9. Allfälliges.

 Gemäß § 28 (2) GO 1994 in Verbindung mit § 5 Abs. 5 der Geschäftsordnung der Gemeindevertretung wird der Tagesordnungspunkt 8. unter Ausschluss der Öffentlichkeit behandelt.

zu 1.) 
Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Bürgermeister Eder begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 

zu 2.) 
Fragestunde gem. § 32 lit. h GO 1994 und § 9 (6) der Geschäftsordnung der 
Gemeindevertretung Henndorf am Wallersee:

Keine vorliegenden Anträge.

zu 3.) 
Gebühren Steuern und Abgaben 2002 - Beratung und Beschluss:

Aufgrund der bisherigen Beratungen in der Gemeindevorstehung gelangt folgender Vorschlag der Gebühren, Steuern und Abgaben für das Haushaltsjahr 2002 zur Abstimmung: 

1.

a)
Grundsteuer A (land- und forstwirtschaftliche Grundstücke)
500 %

b)
Grundsteuer B (sonstige Grundstücke
500 %

c)
Kommunalsteuer nach der Lohnsumme 
3 %

d)
Hundesteuer für einen Hund
€
40,00


je weiteren Hund
€
75,00

e)
Vergnügungssteuer nach dem Vergnügungssteuergesetz 1998 i.d.g.F.
und lt.Verordnung der Gemeinde vom 19.11.1999

f)
Ortstaxe (pro Nächtigung)
€
0,58

g)
Ortstaxenpauschale
bis 40 m2
€
104,64


über 40 m2
€
139,52

2.

Es werden noch folgende Abgaben und Gebühren nach den gesetzlichen Tarifen bzw. nach den festgesetzten genehmigten Sätzen erhoben:

a)
Gemeindeverwaltungsabgaben lt. LGBl. Nr. 77/1999 i.d.g.F., LGBl. Nr. 65/1993 i.d.g.F.

b)
Kommissionsgebühren lt. LGBl. Nr. 35/1990 i.d.g.F.

c)
Friedhofsgebühren laut Friedhofsgebührenordnung:


Netto
Mwst.
Brutto

Einzelgrab (10-jährige Nutzung)
€
263,80

Gruft (10-jährige Nutzung
€
879,34

Urnennische (10-jährige Nutzung)
€
263,80

zusätzlich einmalige Kosten für
€
439,67

Verschlussplatte

Beisetzgebühr
€
43,97

Benützungsgebühr Leichenhalle


€
43,97

d)
Gebühren für die Abwasserbeseitigung:
Netto
Mwst.
Brutto

laufende Gebühr je m3
€
2,45
10 %
€
2,70

Interessentenbeitrag je Bewertungspunkt
€
432,00
10 %
€
475,20

e)
Gebühren für die Wasserversorgung:

Anschlussgebühr je Bewertungspunkt w.o.
€
290,69
10 %
€
319,76

laufende Gebühr je m3
€
0,62
10 %
€
0,68

Erhaltungsbeitrag ½ und 3/4-Zoll
€
32,69
10 %
€
35,96

-„-
1-Zoll
€
58,10
10 %
€
63,92

-„-
5/4-Zoll
€
94,47
10 %
€
103,92

-„-
1 1/2-Zoll
€
152,61
10 %
S
167,88

-„-
80 mm
€
443,27
10 %
S
487,60

Für die laufenden Gebühren in den lit. d) u. e) wird jeweils der Wasserzählerverbrauch ab Oktober des Vorjahres bis September des laufenden Jahres zur Verrechnung gebracht. 

f)
Abfallgebühren:


Netto

Mwst.
Brutto

Grundgebühr für Biotonnenbenützer:
€
70,32
10 %
€
77,36

Grundgebühr für Eigenkompostierer:
€
50,14
10 %
€
55,16

Abholgebühr:
60 l/Abholung
€
2,43
10 %
€
2,68


90 l/Abholung
€
3,63
10 %
€
4,00


110 l/Abholung
€
4,47
10 %
€
4,92


120 l/Abholung
€
4,87
10 %
€
5,36


240 l/Abholung
€
9,74
10 %
€
10,71


770 l/Abholung
€
31,23
10 %
€
34,36


1100 l/Abholung
€
44,61
10 %
€
49,08

Gebühr für Müllsäcke (Paket zu 5 Stück)
€
19,15
10 %
€
21,07

Für Zweitwohnungen und Wochenendhäuser wird die Grundgebühr eingehoben.

Dadurch wird das Recht erworben, die allgemeinen Einrichtungen wie z.B. Recyclinghof, Gartenabfallcontainer etc. zu benützen. Wird Restmüll über die Gemeindemüllabfuhr entsorgt, so sind ausschließlich die Müllsäcke der Gemeinde Henndorf am Wallersee zu verwenden.

Für Problemstoffe bzw. Altstoffe werden die für das jeweilige Haushaltsjahr vom Umweltberater vorgeschlagenen Gebühren lt. Beilage A bzw. B eingehoben. 








Netto

Mwst.

Brutto

Sperrmüllabfuhr -
1x-jährlich vom Haus 

gegen Voranmeldung
€
21,81
10 %
€
24,00

g)
Gebühr nach dem Anliegerleistungsgesetz
Netto

Mwst.

Brutto

Straßenbeleuchtung per Längenmeter (§ 3 Abs. 2)

Gehsteigerrichtung per Laufmeter (§ 6 Abs. 2)

Straßenherstellung - Unterbau
€
14,55

€
14,55

Straßenherstellung - Straßendecke
€
14,55

€
14,55

h)
Privatrechtliche Entgelte:

Kindergartengebühr für das laufende Kindergartenjahr:

Kindergartengebühr:
Netto

Mwst.
Brutto

1 Kind monatlich
€
60,00
10 %
€
66,00 

2 Kinder aus einer Familie, pro Kind u. Monat
€
47,27
10 %
€
52,00

je weiterem Kind aus einer Familie

frei



frei

Sozialtarif:

Alleinerzieher - nachw. Nettoeinkommen 

von unter € 1.000,-- pro Kind/Monat
€
47,27
10 %
€
52,00

Familien - nachw. Nettoeinkommen von

unter € 1.200,-- pro Kind/Monat
€
47,27
10 %
€
52,00

Gebühr Spielgruppe pro Kind und Monat
€
18,18
10 %
€
20,00

Kindergartenbus pro Kind und Monat
€
20,90
10 %
€
23,00

Marktstandgebühr auf öffentlichem Grund pro Laufmeter
€
1,50

Weiterverrechnung Arbeitsleistung pro Stunde
€
25,43

(bei Überstunden die jeweils gültigen Zuschläge)

Der Einsatz von Fahrzeugen oder Maschinen für private Zwecke wird nach den tatsächlich entstandenen Bruttokosten weiter verrechnet.

Vizebgm. Walter Seidl sagt zu dem Vorschlag, dass man sich bemüht hat, keine Anhebungen auf Grund der Euro-Umstellung zu machen, da das Jahr generell schon schwierig ist. Nächstes Jahr wird es wahrscheinlich nicht mehr möglich sein, ohne Erhöhung auszukommen. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, die vorgeschlagenen Steuern, Abgaben und Gebühren für das  Haushaltsjahr 2002 samt den angeführten Beilagen zu beschließen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

4.)
Jahresvoranschlag 2002 – Beratung und Beschluss;

Der Jahresvoranschlagsentwurf für das Jahr 2002 wurde in der Sitzung des Gemeindevor-standes vom 4.12.2002 zuletzt erörtert und diskutiert. Derzeit sind im ordentlichen Haushalt Einnahmen und Ausgaben in der Höhe von € 5, 369.600, --

( S 73,887.306,88) vorgesehen. 

Im außerordentlichen Haushalt sind Einnahmen und Ausgaben in der Höhe von 

€ 1.000.000, -- veranschlagt. Diese € 1.000.000, -- wird großteils durch Zuführungen vom ordentlichen Haushalt aufgebracht, der Rest sind zu erwartende Förderung des Landes.

Der Budgetentwurf wurde den Fraktionsführern übermittelt.

Bürgermeister Eder legt eine Entwicklungstabelle über die Voranschläge der letzten Jahre vor. Ebenso erörtert er auch die Entwicklung der Personalkosten, der Sozialhilfekosten und die Spitalsabgangsdeckungen der letzten Jahre. Der Bürgermeister gibt noch einige detaillierte Erklärungen zum gesamten Haushalt, in dem sich noch geringe Summen verändert haben. Die neue Summe im AOH beträgt nun nach den kleinen Korrekturen € 1,050.000 , -- , die im OH € 5,369.600,--.

GR Herbert Größinger fragt bezüglich der Schlüsselzuweisung vom Land an, über die im Vorstand gesprochen wurde. 

Bürgermeister Eder erklärt, dass es noch nicht klar ist, ob wir aus diesem Topf noch etwas erhalten. Weniger wird es gegenüber der letzten Jahre auf jeden Fall. Man kann frühestens im Februar mit genaueren Zahlen rechnen. 

GR Größinger erklärt sich im Namen seiner Fraktion mit dem Budgetentwurf für das Jahr 2002 einverstanden. 

GR Dr. Wolfgang Leinberger ist ebenfalls der Meinung, dass sehr gut zusammengearbeitet wurde und dieser Budgetentwurf sehr gut gelungen ist. Mit den großen steigenden Zahlen wie z.B. bei der Sozialhilfe müssen alle Gemeinden zurecht kommen. Er ist ebenfalls dafür, dass bei den Schlüsselzuweisungen vorsichtig kalkuliert wurde. Die ÖVP-Fraktion stimmt dem Budget 2002 zu und er weist nochmals auf die gute Zusammenarbeit bei der Erstellung hin.

Vizebgm. Seidl sagt, dass die SPÖ-Fraktion ebenfalls diesem gut ausgearbeiteten Budget

zustimmt. Er spricht nochmals die Budgetentwicklung der letzten Jahre an und sagt dazu, dass in den nächsten Jahren das Problem Veranstaltungssaal in Angriff genommen werden sollte, um die Situation bei den Veranstaltungen zu verbessern. Er glaubt, dass die Budgetsituation dies in den nächsten Jahren sicherlich erlauben wird. 

Bürgermeister Eder sagt dazu, dass sich die Budgetsituation dahingehend gebessert hat, da man vor fünf sechs Jahren noch Schulden hatte, die in den letzten Jahren getilgt wurden. 

GV Friedrich Weyrich ist ebenfalls positiv zum Budgetentwurf 2002 eingestellt, er ist aber der Meinung, dass man in den nächsten Jahren schon eher vorsichtig kalkulieren sollte, da die Kosten doch eine steigende Tendenz haben. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, den vorliegenden Jahresvoranschlag 2002 mitsamt den dazu gehörenden Anlagen zu genehmigen.

Der Antrag wird einstimmig angenommen.

5.) Verpachtung Parkflächen in der Dorfgasse – Beratung und Beschluss;

Für das Bauvorhaben Dorfgasse 10, bei dem durch die Neuerrichtung eine Zahnarztpraxis und zwei Wohnungen entstehen, werden 3 Parkplätze auf öffentlichem Grund benötigt. 

Durch die Umgestaltung in der Dorfgasse entstehen im Bereich Dorfgasse 4 drei Abstellflächen, die für die Verpachtung geeignet wären. Die Eigentümer des Objektes Dorfgasse 10, Fa. BGS-Bau, wären bereit, die Parkplätze zu den in gleichgelagerten Fällen vereinbarten Konditionen zu pachten. Der wertgesicherte Pachtzins beträgt derzeit

pro Abstellplatz und Monat € 16, --. Der dementsprechende Pachtvertragsentwurf lag den Fraktionsführern bei. 

GV Kaindl fragt, ob die Parkplätze nur für die Zahnarztpraxis sind. 

Bürgermeister Eder sagt dazu, dass generell in diesem Bereich die Parksituation abgeklärt werden muss. 

Vizebgm. Seidl hat in dieser Sache Bedenken dahin gehend, wie die Plätze freigehalten werden sollen. Er fragt, ob diese Parkplätze gesetzlich für den Bau der Zahnarztpraxis erforderlich sind. 

Bürgermeister Eder erklärt, dass es keine Baugenehmigung gibt, wenn nicht die Anzahl der Parkplätze nachgewiesen wird. Er sagt, dass man in dem Pachtvertrag verankern könnte, dass diese Parkplätze öffentlich zugänglich sein müssen. 

Vizebgm. Seidl ist der Meinung, dass man, wenn das innere Dorf belebt werden soll, vielleicht die Verordnung über den Freikauf der Abstellplätze abändern soll. 

GR Ing. Matthias Thalhamer fragt, für welche Dauer die Verpachtung gedacht wäre. 

Er wäre nicht für die Abschaffung der Verordnung über den Freikauf, sondern für die Verpachtung und die öffentliche Zugänglichkeit. 

GR Dr. Leinberger sagt dazu, dass man ein etwas schlechtes Gefühl hat, wenn man öffentliche Flächen verpachtet. Er hat sehr große Bedenken in bezug auf den Freikauf der Abstellplätze. Dies ist in Städten üblich, wo man ausweichen kann. Er gibt auch zu bedenken, wenn sich jemand frei gekauft hat, dann stellt er sich auf irgend einen öffentlichen Parkplatz hin, mit dem Argument, dass er ja bezahlt hat. Die Gemeinde Henndorf a.W. hat nicht die Flächen um auszuweichen.

GR Dr. Leinberger wäre ebenfalls für die Verpachtung der Abstellplätze für die nächsten 10 Jahre. 

GV Ing. Aschenberger schließt sich Herrn GR Dr. Leinberger an und sagt, dass wir uns in einem dorfgestalterischen Dilemma befinden. Es ist für ihn schon klar, dass es selbstverständlich ist, wenn jemand baut, dass sich derjenige über den ruhenden Verkehr Gedanken machen muss. Er glaubt nicht, dass die Gemeinde immer so viel Verständnis für die Bauwerber haben sollte. 

Bürgermeister Eder erörtert zum konkreten Fall, dass eine Tiefgarage nicht möglich ist und effektiv keine andere Möglichkeit besteht. 

GR Herbert Thalhammer meint, dass es unser Bestreben war, dieses alte verfallene Haus wegzubekommen. In diesem speziellen Fall sollte man dem Bauwerber schon etwas entgegenkommen. Vielleicht könnte man in dem Pachtvertrag verankern, dass an Sonn- u. Feiertagen diese Anstellplätze zugänglich sein müssen.

GR Ing. Mathias Thalhamer wäre ebenfalls für dieses Bauvorhaben und man sollte die Möglichkeit für die Abstellplätze schaffen. Allerdings glaubt er, dass man sie nicht direkt zuweisen muss. 

GV Joham sagt, dass die Gemeinde Interesse hat aus diesem Gebäude etwas zu machen und man sollte dem Bauwerber entgegenkommen. Er wäre ebenfalls für die Erstellung eines Bestandsvertrages mit gewissen Einschränkungen. 

GV Frau Mag. Eisl wirft ein, ob man nicht eine vorzeitige Kündigung einbauen sollte, denn der Preis wäre ihr zu niedrig und eine Wertsicherung fehlt auch in diesem vorgelegten Entwurf. Sie gibt zu bedenken, dass der Hauptmieter an Untermieter weitervermieten könnte. 

GR Ebner sagt dazu, dass dies an das Objekt gebunden werden sollte und nicht an die Praxis. 

Vizebgm. Seidl wäre doch für die Änderung der Verordnung über den Freikauf. Außerdem wäre er dafür, dass die Kosten für die Errichtung der 3 Stellflächen vom Bauwerber getragen werden. 

GR Dr. Leinberger sagt, dass man diesen Bestandvertrag an die Änderung der Verordnung knüpfen könnte. 

GV Düh spricht das Objekt Seidl an und fragt, ob dieser eine ungehinderte Zufahrt hat, wenn wir die 3 Stellplätze verpachten. 

Bürgermeister Eder antwortet, dass dies ungehindert möglich ist. 

Es werden noch einige Eigentumsverhältnisse in diesem Bereich erörtert. 

GV Joham erklärt nochmals, dass er das Freikaufen nicht in Erwägung ziehen würde. 

GV Ing. Aschenberger ist der Meinung, dass man dem Bauwerber entgegenkommen und trotzdem auf Seiten der Gemeinde wirtschaftlich denken sollte. Er steht der Vermietung auf 10 Jahre kritisch gegenüber. Man könnte dem Bauwerber vielleicht 3 Stellplätze zusagen, allerdings nicht ausgerechnet die angegebenen 3 Stellflächen. 

GR Dr. Leinberger antwortet zum Vorschlag von GR Ing. Thalhamer, dass dies nur dort funktioniert, wo es keine Kurzparkzonen etc. gibt. Dies ist rechtlich nicht so leicht möglich. Er ist der Meinung, dass man dies mit einer zeitlichen Beschränkung und an die Geschäftszeiten gebunden machen sollte. 

GV Düh fragt, bezüglich der Parksituation beim Haus Messner an.

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, einen Pachtvertrag unter folgenden Bedingungen abzuschließen: 

· Vertragsdauer: 10 Jahre 

· Einschränkung der Benützung auf die Geschäftszeiten

· Eine Absperrung mittels Ketten etc. darf nicht erfolgen

· Im Falle der Verordnung einer Ausgleichsabgabe gem. § 3 der Garagenordnung durch die Gemeinde, verpflichtet sich der Pächter zur Zahlung, wodurch der Pachtvertrag aufgelöst ist.

· Monatlicher Pachtzins pro Abstellplatz und Monat € 20, -- zuzüglich der jeweils 
gültigen Mehrwertsteuer.

18 Ja-Stimmen

  2 Gegenstimmen – GR Ing. Mathias Thalhamer und GV Ing. Aschenberger;

Der Antrag ist somit angenommen. 

6.) Probeweise Aufhebung der Kurzparkzone im Bereich Schule – Beratung und Beschluss;

Aufgrund der schwierigen Parksituation im Schulbereich, vor allem in den Wintermonaten, wäre es wünschenswert, die in diesem Bereich verordnete Kurzparkzone für ein halbes Jahr probeweise aufzuheben. Die derzeitige Situation ist die, dass verschiedene Lehrer in jeder Pause zum Parkplatz laufen um die Parkuhr umzustellen. 

Dieser Situation soll mit der probeweisen Aufhebung Abhilfe geschaffen werden. 

GV Mag. Eisl ist strikt gegen diese Änderung. Sie ist für die Beibehaltung der Kurzparkzone, da die Errichtung dieser Zone ein sehr großes Problem war. 

GR Herbert Thalhammer ist ebenfalls für die Beibehaltung der Kurzparkzone. 

GR Dr. Leinberger weist auf das Wort „probeweise“ hin und außerdem spricht er die Änderung des Zuganges zum Friedhof an. Dort wird sich in nächster Zeit einiges ändern. 

Er könnte einer probeweisen Änderung zustimmen. 

Vizebgm. Seidl weist noch darauf hin, dass auch sehr viele Anrainer von den Nachbarhäusern auf dem Schulparkplatz parken. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, die Kurzparkzone im Bereich der Schule bis zum Ende des Schuljahres probeweise aufzuheben.

16 Ja-Stimmen


1 Stimmenthaltung – GV Kaindl


3 Gegenstimmen – GR Herbert Thalhammer, GV Mag. Hildegard Eisl und GV Siegfried 


Düh;

Der Antrag ist somit angenommen. 

7.)
Josef und Herta Wallner - Einzelbewilligungsverfahren gemäß § 24 Abs. 3 ROG 1998 zur nachträglichen Genehmigung eines Lagergebäudes auf GP 8/1, KG. Hof.


Der Bürgermeister erklärt die Vorgeschichte anhand der im Amtsbericht angeführten Daten.

· Das Einzelgenehmigungsansuchen der Ehegatten Wallner wurde in der Gemeindevertretungssitzung am 17.10.1997 behandelt und per Beschluss vertagt.

· Mit Schreiben vom 6.03.1998 wurden die Ehegatten Wallner zur Vorlage eines Gutachtens aufgefordert. Das Gutachten sollte Aufschluss über die derzeitige Beschaffenheit der Deponie geben und hinsichtlich der Bebauung bzw. Nachnutzung die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen vorschlagen.
· Am 6.07.1998 wurde nach einem Lokalaugenschein an Ort und Stelle durch die Mitglieder des Ausschusses für Bau- und Raumordnungsangelegenheiten über eine Möglichkeit beraten, das Ansuchen zu bewilligen. Der dabei anwesende Raumplaner teilte mit, dass ohne positiven Anhaltspunkt eine Bewilligung seitens der Aufsichtsbehörde, welche für eine Einzelbewilligung nach der Entscheidung der Gemeinde noch erforderlich ist, schwer vorstellbar sei. Der Bauwerber sei aufzufordern eine Fachmeinung beizubringen, aufgrund derer eine positive Entscheidung herbeigeführt werden kann. Erst dann wird das Ansuchen der Gemeindevertretung zur Entscheidung herangetragen.
· Mit Schreiben vom 18.07.2001 erging eine weitere Aufforderung zur Vorlage eines Gutachtens innerhalb von 3 Monaten. Weiters wurde die Beseitigung der im Jahr 2001 vorgenommenen Erweiterungen aufgetragen.

· Am 15.11.2001 wurde ein Schreiben der Fa. Schreder Holzbau GmbH vorgelegt, mit dem bestätigt wird, dass die Holz-Riegelkonstruktion der Holz- und Gerätehütte von Herrn Josef Wallner zimmermannsmäßig abgebunden wurde und damit den statischen Anforderungen (Schnee, Wind,) standhält.

Auf Grundlage dieser Bestätigung sollen nun die Beratungen in der Gemeindevertretung weitergeführt werden.

Folgende Beilagen ergingen an die Fraktionsführer:

· Raumordnungsgutachten des Dipl.Ing. Poppinger vom 10.03.1997

· Stellungnahme des Amtes der Salzburger Landesregierung, Abt. 16, vom 21.05.1997

· Schreiben der Gemeinde Henndorf vom 6.03.1998

· Schreiben der Gemeinde Henndorf vom 18.07.2001

· Bestätigung der Fa. Schreder Holzbau vom 13.11.2001

Bürgermeister Eder gibt noch einige Ausführungen zu dieser Angelegenheit. 

Vizebgm. Seidl sagt, dass die Gemeinde Henndorf am 18.7.2001 eine Stellungnahme abgegeben hat, an der sich bis zum heutigen Tage nichts geändert hat. Er sagt außerdem, dass ihn die errichteten Betonteile an der Straße sehr stören, da sie eine enorme Gefahr, vor allem für alle Zweiradlenker, darstellen.

Er ist erst bereit über die ganze Sache erneut zu sprechen, wenn diese Gefahrenstelle beseitigt wird. 

GR Dr. Leinberger schließt sich in Bezug auf die Betonteile den Ausführungen des Vizebürgermeisters an.

Bezüglich des Gebäudes sagt er ebenfalls, dass sich an der Situation seit dem Schreiben vom 18.7.2001 nichts geändert hat. Vielleicht könnte man ein preisgünstigeres Gutachten einholen. Allerdings soll die statische Sicherheit des Grund und Bodens nachgewiesen werden und nicht die des Gebäudes. 

GR Größinger erklärt, dass sich die Gemeinde über das Gutachten des Ortsplaners nicht hinwegsetzen kann. Wir müssen darauf drängen, ein solches Gutachten erstellen zu lassen. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, dem Einschreiter eine Frist von 6 Monaten zu setzen, um ein solches Gutachten von einem befugten Ziviltechniker beizubringen.

Die Gemeinde ist nicht bereit ein solches Gutachten erstellen zu lassen. 

GV Riedl wäre dafür, dem Einschreiter in dem Sinn zu helfen evtl. einen kostengünstigen Ziviltechniker zu suchen, vorausgesetzt, dass er einsieht, dass die erwähnte Gefahrenquelle beseitigt gehört.

GV Kaindl erörtert, dass die Gemeinde jahrelang diesen Platz als Mülldeponie benutzt hat und daher sollte man dem Einschreiter schon etwas entgegenkommen.  

Der Bürgermeister meint dazu, dass weder uns und noch ihm geholfen ist, wenn wir nachsichtig sind.

GR Herbert Thalhammer sagt, dass aus dem  Gutachten des Ortsplaners hervorgeht, dass dieses Grundstück nicht bebaubar ist. 

GV Düh fragt wegen des Zubaues bzw. der Erweiterung an.

Bürgermeister Eder sagt, dass dies momentan nicht das Problem sei. 

Vizebgm. Seidl fragt wegen der Kostenschätzung über das Gutachten an, ob sich dies auf das ganze Grundstück bezieht.

Der Bürgermeister erörtert, dass es sich nur auf die bebaute Fläche bezieht. 

Es werden noch einige Punkte bezüglich des Gutachtens diskutiert. 

Frau GV Mag. Eisl fragt, ob die Fa. AIP überhaupt konkret etwas feststellen kann. 

Vizebgm. Seidl sagt, dass es natürlich eine Härte darstellt, wenn dieses Gebäude abgebrochen werden müsste. 

Der Bürgermeister stellt nochmals den Antrag, dem Einschreiter nochmals eine Frist von 6 Monaten zu setzen um ein Gutachten beizubringen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

8.)
Personelles:

In diesem Tagesordnungspunkt wird unter Ausschluss der Öffentlichkeit die Weihnachtsgabe behandelt. 

9.)
Allfälliges:

geschlossen: 18.00 Uhr 
gelesen, genehmigt und gefertigt


gez. Bürgermeister Rupert Eder


gez. Vizebürgermeister Walter Seidl


gez. Alle anwesenden Gemeinde-
vertretungsmitglieder


gez. Die Schriftführerin

